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SACHSISCHES LANDESAMT FÜR UMWELT, LANDWIRTSCHAFT UND GEOLOGIE
Postfach 540137 | 013'l'1 Dresden

Einschreiben

qRGO Umweltinstitut GmbH
Lauensteiner Straße 42

01277 Dresden

Bekanntgabe als Messstelle nach $ 29b BlmSchG

lhr Antrag vom 2Q.05.2022

Anlagen: Zahlungsvordruck

Sehr geehrte Damen und Herren,

aufgrund lhres Antrages ergeht folgender

Bescheid
über die Bekanntgabe als Messstelle

A.

Das Sächsische Landesamt für Umwelt, Landwirtschaft und Geologie

(LfULG) gibt nach S 29b Bundes-lmmissionsschutzgesetz (BlmSchG)

in Verbindung mit der Bekanntgabeverordnung (41. BlmSchV)

mit Wirkun g ß.A6.2022

die Firma

ERGO Umweltinstitut GmbH
Lauensteiner Straße 42, 01277 Dresden

als Messstelle für die folgenden Tätigkeits- und Stoffbereiche bekannt:

Freistaat

SACHSEN

lhr/-e Ansprech partner/-in
Wolfgang Poppitz

Durchwahl
Telefon +49 351 2612-5107
Telefax +49351 261 251 99

wolfgang.poppitz@
smekul.sachsen.de

lhr Zeichen

Aktenzeichen
(bitte bei Antwort angeben)
51-843611143

Dresden,
14. Juni2022

iltNeJNälh&\g

TWd^ ftr
Qillüt1s Lcbet^

www.lfulg.sachsen.de

-
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o
c\I
No
c\t

Hausanschrift:
Sächsisches Landesamt für Um-
welt, Landwirtschaft und Geolo-
gie
Abteilung 5
Söbrigener Straße 3a,
01326 Dresden

www.sachsen.de

Verkehrsverbindung:
Buslinie 63, Haltestelle Pillnitz
Schloss

Für Besucher mit Behinderungen
befinden sich gekennzeichnete

Parkplätze im lnnenhof Söbrige-
ner Straße 3a
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Gruppe I Nr. 1

Ermittlung der Emissionen (Luft)
Messaufgaben nach SS 26, 28 BlmSchG und entsprechende Messaufgaben nach
Verordnungen und Allgemeinen Verwaltungsvorschriften zur Durchführung des Blm-
SchG

P partikelförmige und an Partikel adsorbierte Stoffe
G gasförmige anorganische und organische Stoffe
O Gerüche
Sp spezielle Probenahme von Stoffen, die einen besonderen Aufwand bei der

Probenahme und Analyse erfordern

Gru lNr.2

über.Gruppe I Nr. t hinausgehende Messaufgaben, die eine spezielle gerätetechni-
sche Ausstattung und spezielle Erfahrungen des fachkundigen Personals erfordern

G gasförmige anorganische und organische Stoffe

Gruppe ll Nr. 1

überprüfung des ordnungsgemäßen Einbaus und der Funktion sowie,Kalibrierung
kontinuierlich arbeitender Emissionsmess- und Auswerteeinrichtungen

P partikelförmige und an Partikel adsorbierte Stoffe
G gasförmige anorganische und organische Stoffe

Gruppe ll Nr.2

über Gruppe ll Nr. t hinausgehende Überprüfungen und Kalibrierungen an Anlagen,
die eine spezielle gerätetechnische Ausstattung und spezidlle Erfahrungen des fach-
kundigen Personals erfordern

G gasförmige anorganische und organische Stoffe

Gruppe lV

Ermittlung der lmmissionen (Luft)
Messaufgaben nach S 26, 28 BlmSchG und entsprechende Messaufgaben nach Ver-
ordnungen und Allgemeinen Verwaltungsvorschriften zur Durchführung des Blm-
SchG

O Gerüche

B. Nebenbestimmungen

Dieser Bescheid ergeht mit folgenden Nebenbestimmungen

1 . Die Bekanntgabe ist bis zum 13.06.2027 befristet.
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2. Die Bekanntgabe innerhalb der vorgenannten Tätigkeits- und Stoffbereiche ist be-

grenzt durch die im Bekanntgabeverfahren vorgelegte Akkreditierung (siehe Be-

gründung Nr. 4) mit den dort beschriebenen Mess- und Untersuchungsmethoden.

Grundsätzlich gilt für die Stelle das Gebot der Einheit von Probenahme und Analy-

tik; davon ausgenommen sind die besonders aufwändigen Messverfahren in dem

Stoffbereich Sp.

3. Ermittlungen im Rahmen der Bekanntgabe sind in der fachlichen Verantwortung

der für diesen Aufgabenbereich benannten Personen durchzuführen (siehe Hin-

weis Nr. 2). Fachlich Verantwortliche und deren Stellvertreter dürfen diese Tätigkeit

nur hauptberuflich für die Stelle ausüben. Die Beschäftigung von freien Mitarbeitern

ist nicht zulässig. Hiervon ausgenommen sind Beschäftigte und Hilfskräfte, die

nicht ergebnisrelevante Tätigkeiten ausüben.

4. Sie dürfen im Rahmen der Bekanntgabe keine Aufträge von Anlagenbetreibern an-

nehmen, bei denen mögliche Beeinträchtigungen der Unparteilichkeit das Ergebnis

beeinflussen könnten. Das betrifft z. B. Anlagen, bei denen Sie in derselben Sache

beratend oder im Rahmen der Projektierung tätig geworden sind, oder Sie wäh-

rend des Betriebs (2. B. als lmmissionsschutzbeauftragter) mitwirken oder mitge-

wirkt haben.

5. Ermittlungen von Luftverunreinigungen sind zur Sicherung einer qualitätsgerechten

Durchführung und Erfassung emissionsrelevanter Anlagendaten grundsätzlich von

mindestens zwei fachkundigen Mitarbeitern der Stelle auszuführen. Eine sich auf-

grund örtlicher und messtechnischer Gegebenheiten eröffnende Reduzierung des

einzusetzenden Personals ist im Messkonzept (siehe Nr. 11) anzuzeigen und zu

begründen

6. Für Ermittlungen im Rahmen der Bekanntgabe ist ein Qualitätssicherungssystem

(QM-System) auf der Grundlage der DIN EN ISO/IEC 17025 (März 2018) unter

Einbezug der VD|-Richtlinie 4220 (November 2018) zu betreiben und ständig fort-

zuschreiben. Das QM-System muss dazu geeignet sein, die fachlich unabhängige,

gleichmäßige, technisch zweckdienliche, den Bestimmungen der einschlägigen

Rechtsvorschriften und dem Stand der Technik entsprechende Durchführung der

Aufgaben sicherzustellen. Teil des QM-Systems muss die Annahme von Be-

schwerden oder Bitten um lnformation, deren unverzügliche Auswertung und Be-

antwortung sowie zufrieden stellende Abhilfe sein.
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Die aufgabenspezifischen QM-Unterlagen (u. a. QM-Handbuch, Verfahrens- und

Arbeitsanweisungen, messtechnische Rückführung) sind am Durchführungsort der

jeweiligen Ermittlung vorzuhalten und auf Verlangen der zuständigen Behörde zur

Einsichtnahme zur Verfügung zu stellen.

Nach entsprechender Aufforderung ist der zuständigen Behörde auch eine aktuelle

Kopie der QM-Unterlagen in digitaler Form auszuhändigen.

7. Für Ermittlungen im Rahmen der Bekanntgabe dürfen nur ordnungsgemäß gewar-

tete, kalibrierte und sofern erforderlich, auf nationale Normale rückgeführte Mess-

einrichtungen eingesetzt werden.

Sie haben regelmäßig interne Qualitätskontrollen mit Nullproben und Proben defi-

nierten, den Laboranten und Messtechnikern unbekannten Gehalt an Luftverunrei-

nigungen vorzunehmen.

Die gerätetechnische Ausstattung ist dem jeweiligen Stand der Technik anzupas-

, sen.

8. Für Ermittlungen im Rahmen der Bekanntgabe sind grundsätzlich die im QM-

. Hand buch dokumentierten Verfahren anzuwenden.

9. Die Analysen hochtoxischer organisch-chemischer Verbindungen in extrem gerin-

gen Konzentrationen (PCDD/F) im Rahmen der Bekanntgabe sind von einer hierfür

bekannt gegebenen Stelle durchführen zu lassen. Ansonsten dürfen keine Unter-

aufträge an andere Stellen vergeben werden.

10. Vor Aufnahme der Tätigkeit in einem Bundesland im Rahmen der Bekanntgabe ha-

ben Sie sich über länderspezifische Anforderungen an die Tätigkeit, insbesondere

die Art und Weise der Übermittlung der Messkonzepte und Ergebnisse, sowie an

qualitätssichernde Maßnahmen, die die Mitwirkung der Stelle erfordern, zu infor-

mieren (siehe Hinweis Nr. 3). Bei lhrer Tätigkeit haben Sie diese entsprechend zu

beachten.

11. ln Vorbereitung jeder Ermittlung im Rahmen der Bekanntgabe ist unter Beachtung

der jeweils gültigen Rechtslage und unter Berücksichtigung von ggf. einschlägigen

Nebenbestimmungen aus dem Genehmigungsbescheid für die messtechnisch 2u

erfassende Anlage ein verbindliches Messkonzept zu erstellen.

Sie haben das Messkonzept (Messpläne o. a.) fristgerecht an die zuständigen Be-

hörden des Landes, in dem Sie tätig werden, zu übermitteln und ggf. mit den zu-

ständigen Behörden abzustimmen.

Seite 4 von 12



LANDESAMT FÜR UMWELI
LANDWIRTSCHAFT

UND GEOLOGIE

Freistaat

SACHSEN
I F3:1-tI t..*,irlI nY!-I lj.vJ
I \e=z

ln Sachsen sind der zuständigen Übenirrachungsbehötde und dem LfULG rechtzei-

tig (mind. 14 Tage) vor Beginn der Ermittlung entweder das Formblatt,,Mitteilung

über die Durchführung einer Ermittlung von Luftverunreinigungen" oder - auf be-

sondere behördliche Anforderung - ein ausführlicher Messplan digital per E-Mail

zuzusenden (siehe Hinweis Nr. 3)

12. Die Erstellung von Berichten über durchgeführte Ermittlungen ist bei Vorliegen

bundeseinheitlicher Kriterien nach diesen vorzunehmen (siehe Hinweis Nr. 3).

Die Erstellung der Ermittlungsberichte mit Übergabe an den Auftraggeber hat so zu

erfolgen, dass den anlagenbezogenen Anordnungen und gesetzlichen Vorschriften

termingerecht entsprochen wird und der Bericht in zweifacher Ausfertigung der zu-

ständigen Übenruachungsbehörde spätestens 12 Wochen nach Beendigung der

messtechnischen Ermittlung durch den Anlagenbetreiber vorgelegt werden kann.

Die elektronische Dokumentation und Übermittlung von Daten sowie zugehörigen

Angaben im Rahmen der Messplanung sowie der Berichterstattung ist grundsätz-

lich vorbehalten.

13. Sie haben hat zu dulden, dass Beauftragte der zuständigen Behörden des Landes,

in dem Sie tätig werden, an Ermittlungen teilnehmen oder das Ergebnis der Ermitt-

lung kostenpflichtig überprüfen.

14. Sie haben den zuständigen Behörden des Landes, in dem Sie tätig werden, auf

Verlangen alle Unterlagen vorzulegen bzw. schriftlich oder auf Dätenträger zurYer-

fügung zu stellen, die zur Wahrnehmung der Übenruachung der Tätigkeit der Stel-

len und der Qualität der Ergebnisse der Ermittlungen notwendig sind.

15. Auf Verlangen sind dem LfULG grundsätzlich alle erforderlichen Unterlagen über

im Rahmen der Bekanntgabe durchgeführte Ermittlungen vorzulegen. Ebenfalls

betrifft das die Auditberichte der Akkreditierungsstelle und Berichte der Stelle über

jährliche Reviews.

16. Sie haben das Personal der Stelle zu verpflichten, Betriebs- oder Geschäftsge-

heimnisse sowie Geheimnisse zum Schutz öffentlicher Belange, die im Zusam-

menhang mit lhrer Tätigkeit bekannt geworden sind, vor unbefugter Offenbarung

zu wahren.

17. Wesentliche Anderungen der Messstelle, die die Erfüllung der Voraussetzungen

der Bekanntgabe betreffen, sind dem LfULG möglichst rechtzeitig im Vorhinein o-

der unverzüglich mitzuteilen, insbesondere diejenigen, die
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- die Veränderung der personellen Ausstattung oder die Fachkunde der in diesem

Bescheid benannten die fachlich Verantwortlichen und deren Vertreter sowie

das und im Antrag benannte fachkundige Personal betreffen,

sich auf den Gesellschaftsvertrag, die Aufnahme oder den Wechsel eines Ge-

sellschafters, Anderungen der Kapital- oder Beteiligungsverhältnisse, der

Rechtsform, die Bezeichnung oder des Sitzes der Stelle beziehen,

- die Unabhängigkeit im Sinne von $ 5 der Bekanntgabeverordnung berühren,

- die Zuverlässigkeit im Sinne von $ 6 der Bekanntgabeverordnung betreffen oder

- die Fachkunde oder gerätetechnische Ausstattung im Sinne von $ 4 der Be-

kan ntgabeverord n u ng betreffen.

18. Bis zum 3'1 . März eines Jahres sind den für die Bekanntgabe zuständigen Behör-

den der Länder, in denen Sie tätig geworden sind, mitzuteilen, welche Ermittlungen

im Rahmen der Bekanntgabe im Vorjahr durchgeführt worden sind (siehe Hinweis

Nr.3).

Fehlanzeigen sind erforderlich.

19. Sie sind verpflichtet, zweimal im Bekanntgabezeitraum unter Einbeziehung aller

Standorte sowie des fachkundigen Personals dieser Standorte auf eigene Kosten

- an anerkannten Ringversuchen teilzunehmen, deren Veranstalter hierfür eine

Akkred itierung der Akkred itieru ngsstelle besitzen, oder

- an entsprechenden Maßnahmen zur Qualitätssicherung teilzunehmen, falls

keine Ringversuche angeboten werden,

und deren Ergebnisse unverzüglich dem LfULG vorzulegen.

20. Sie sind verpflichtet, das fachkundige Personal, das Aufgaben im Zusammenhang

mit dieser Bekanntgabe durchführt, regelmäßig seinen Aufgaben entsprechend zu

schulen und fortzubilden.

21. Sie sind verpflichtet, Aktivitäten und Tätigkeiten zu unterlassen, die die Unabhän-

gigkeit in Frage stellen, insbesondere

- keine Anlagen und Anlagenteile zu entwickeln, vertreiben, errichten oder betrei-

ben oder bei deren Entwicklung, Errichtung oder Betrieb mitzuwirken oder mit-

gewirkt zu haben,

- keine Geräte oder Einrichtungen zur Verminderung von Emissionen oder Mess-

geräte zur kontinuierlichen Überwachung von Emissionen oder sicherheitsrele-

vante Anlagen, insbesondere Schutzsysteme, herzustellen oder zu vertreiben,
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- organisatorisch, wirtschaftlich, personell oder hinsichtlich des Kapitals mit Drit-

ten derart verflochten zu sein, dass deren Einflussnahme auf die jeweiligen Auf-

gaben nicht ausgeschlossen werden kann, oder wenn der Anschein einer sol-

chen Einflussnahme besteht oder

- keine fachlich verantwortlichen Personen zu beschäftigen, die nicht hauptberuf-

lich bei ihr tätig sind.

22. Sie sind verpflichtet, eine der Art und dem Umfang des Risikos angemessene Haft-

pflichtversicherung abzuschließen oder eine aufgrund lhrer Zweckbestimmung ver-

gleichbare Sicherheit oder gleichwertige Vorkehrung für Personen-, Sach- und Ver-

mögensschäden für jeden Einzelfall vorzuhalten

23. Die nachträgliche Aufnahme, Anderung oder Ergänzung von Auflagen bleibt vorbe-

halten.

C. Hinweise

1. Die Bekanntgabe gilt für das Gebiet der Bundesrepublik Deutschland und wird im

Recherchesystem über bekannt gegebene Stellen und Sachverständige

(ReSyMeSa (https:i/www. resymesa.de/resvmesa/AllqemeiniHome)) veröffentlicht.

2. Folgende fachlich Verantwortliche und Stellvertreter sind bestätigt:

- Fachlich Verantwortliche: Michael Schinke (Gr. I Nr. 1: P, G, Sp und Nr. 2: G),

Roland Tschech (Gr. ll Nr. 1: P, G und Nr. 2: G),

Andre Kiesewalter (Gr. I Nr. 1: O),

Angelika Hentschel (Gr. lV: O),

. - Stellvertreter der FV: Andre Kiesewalter (Gr. I Nr. 1: P, G, Sp sowie

Gr. lV: O),

Tobias Sprengel (Gr. I und ll jeweils Nr. 1: P, G),

Roland Tschech (Gr. I Nr. 1: P, G),

Michael Schinke (Gr. ll Nr. 1: P, G und Nr. 2: G),

Mario Paufler (Gr. I und ll jeweils Nr. 1: P, G),

Angelika Hentschel (Gr. I Nr. 1: P, G, O)

3. Länderspezifische Anforderungen an die Tätigkeit, die Übermittlung der Ergebnisse

sowie qualitätssichernde Maßnahmen, die die Mitwirkung der Stelle erfordern, sind

u. a. im ReSyMeSa bzw. direkt auf der Homepage der für die Bekanntgabe zustän-

digen Behörde des Landes, in dem Sie beabsichtigen tätig zu werden, zu finden.

('
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Für das Land Sachsen können unter der Adresse www.luft.sachsen.de () Bekannt

gegebene Stellen im Bereich des Immissionsschutzes) Vorgaben und Hinweise, die

bei der Vorbereitung, Durchführung und Auswertung von Ermittlungen in Sachsen

zu beachten sind, abgerufen werden, darunter u. a.:

- Muster für die digitale Zusendung der Messkonzeption

- Musterformulare für die Antragstellung auf Bekanntgabe, die Jahresmeldungen

über die Tätigkeit und die Personalausstattung sowie für die Mitteilung über die

Du rchfü h rung von Erm ittlu ngen von Luftveru nreinig ungen

- Mustermessplan und die Mustdrberichte über die Durchführung von Emissions-

messungen und Geruchsbegehungen sowie von Einbau- und Funktionsprüfun-

gen und Kalibrierungen

- spezielle lnformationen

Weitere Muster sind auch im Recherchesystem ReSyMeSa () Fachinformationen/

Formulare) oder in einschlägigen VDI-Richtlinien zu finden.

Bei Missachtung länderspezifischer Anforderungen kann die zuständige Behörde

des betroffenen Landes die Tätigkeit der Stelle untersagen oder einschränken.

4. Die Beurteilung der Ermittlungsergebnisse (2. B. Einhaltung von Emissionsbegren-

zungen) obliegt den zuständigen Behörden und ist somit nicht Gegenstand der Be-

richterstattung der Stelle.

5. Die Bekanntgabe darf nicht zu missverständlichen oder irreführenden Hinweisen auf

Briefbögen oder in Werbeschriften benutzt werden. Aufdrucke wie "Anerkannte

Messstelle", "Amtlich benannte Messstelle" o. ä. sind unzutreffend.

6. Die Bekanntgabe erfolgt unter dem Vorbehalt des Widerrufs.

Ergibt die Überprüfung der Bekanntgabevoraussetzungen, dass diese ganz oder

teilweise nicht mehr erfüllt sind, wird die Bekanntgabe ganz oder teilweise widerru-

fen.

Eine Überprüfung erfolgt, wenn sich aus Berichten, aus Gutachten, aus den Ergeb-

nissen von Ringversuchen oder anderen lnformationsquellen Anhaltspunkte für den

Wegfall von Bekanntgabevoraussetzungen ergeben oder wenn Auflagen der Be-

kanntgabe oder Pflichten aus den diesem Bescheid zugrunde liegenden Rechtsvor-

schriften nicht befolgt werden. lnsbesondere liegt ein Verstoß gegen entsprechende

Pflichten vor, wenn:
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vorsätzlich oder fahrlässig Pflichten aus der Bekanntgabe verletzt worden sind

dem LfULG nachträglich Unvöllständigkeiten der Angaben zur Erkennung der

rechtlichen ldentität der Stelle bekannt werden

wiederholt die Umsetzung des kontinuierlich fortzuschreibenden Qualitätssiche-

rungssystems nicht erfolgt und dies im Rahmen stichprobenartiger Vor-Ort-Über-

prüfungen (Audits) festgestellt wird

Messkonzepte unsachgemäß erstellt werden oder bereits mit der Behörde abge-

stimmte Messkonzepte wiederholt missachtet werden oder von bereits mit der

Behörde abgestimmten Messkonzepten wiederholt abgewichen wird

wiederholt erhebliche oder schweruviegende Mängel bei Vor-Ort-Prüfungen der

Tätigkeit der Stelle festgestellt werden

wiederholt Ermittlungsberichte mit erheblichen oder schwenruiegenden Mängeln

vorgelegt werden oder vorsätzlich oder grob fahrlässig wiederholt dazu beigetra-

gen wird, dass Fristen für deren Vorlage versäumt wurden

für ergebnisrelevante Tätigkeiten Personen ohne Fachkundenachweis im Sinne

des $ 4 (1) der Bekanntgabeverordnung selbständig eingesetzt werden oder wor-

den sind

die Stelle bzw. ein Standort der Stelle nicht an Ringversuchen gemäß S 1O (4)

Nummer 7 der Bekanntgabeverordnung teilnimmt oder bei einem solchen Ring=

versuch und anschließender Wiederholung die Anforderungen an Präzision und

Genauigkeit der Messergebnisse verfehlt werden.

Zudem wird darauf hingewiesen, dass bei schwenrviegenden Verfehlungen lhrerseits

- unabhängig von dem zuvor genannten Widerruf durch das LfULG - die zuständige

Behörde des Landes, in dem Sie tätig geworden sind, auch berechtigt ist, lhnen die

mit dieser Bekanntgabe verbundene Tätigkeitserlaubnis für das betroffene Land zu

entziehen.

7. Eine erneute Bekanntgabe nach Ablauf der genannten Frist setzt einen förmlichen

Antrag unter Veruvendung des jeweils aktuellen Antragsformulars voraus. Der Stelle

wird empfohlen, den Antrag auf erneute Bekanntgabe mindestens 2 Monate vor

Fristablauf zu stellen (siehe Hinweis Nr. 3).
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